
 
 
 

1.  N a c h t r a g s h a u s h a l t s s a t z u n g 
 

d e r   G e m e i n d e   W i l h e l m s d o r f 
 

f ü r   d a s 
 

H a u s h a l t s j a h r   2 0 2 4 
 
 
Aufgrund der §§ 79 und 82 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der 
Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 581), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
23.02.2017 (GBl. S. 99) hat der Gemeinderat am 22.10.2024 folgende 
1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 beschlossen: 
 

§ 1 Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden die voraussichtlich anfallenden Erträge und 

entstehenden Aufwendungen sowie die eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 

Auszahlungen wie folgt festgesetzt:  

 

 Bisher 
festgesetzte 
(Gesamt-) 
Beträge  

 
EUR 

Erhöhung um 
 
 

 
(+) 

EUR 

Verminderung 
um 

 

 
(-) 

EUR 

Neue 
festgesetzte  
(Gesamt-) 
Beträge  

 
EUR 

1. Ergebnishaushalt 

1.1 Ordentliche Erträge 14.149.064 0 -41.943 14.107.121 

1.2 Ordentliche Aufwendungen -14383.341 -57.581 0 -14.440.922 

1.3 
Ordentliches Ergebnis 
(Saldo aus 1.1 und 1.2) 

-234.277 0 -99.524 -333.801 

1.4 
Abdeckung von 
Fehlbeträgen aus 
Vorjahren 

0 0 0 0 

1.5 
Veranschlagtes ordentliches 
Ergebnis 
(Saldo aus 1.3 und 1.4) 

-234.277 0 -99.524 -333.801 

1.6 Außerordentliche Erträge 0 0 0 0 

1.7 
Außerordentliche 
Aufwendungen 

0 0 0 0 

1.8 
Veranschlagtes 
Sonderergebnis 
(Saldo aus 1.6 und 1.7) 

0 0 0 0 

1.9 
Veranschlagtes 
Gesamtergebnis (Summe 
aus 1.5 und 1.8) 

-234.277  -99.524 -333.801 

https://dejure.org/cgi-bin/suche?Suchenach=GBl.+2017+S.+99


 
 

 Bisher 
festgesetzte 
(Gesamt-) 
Beträge  

 
EUR 

Erhöhung 
um 

 
 

(+) 
EUR 

Verminderung 
um 

 
 

(-) 
EUR 

Neue 
festgesetzte  
(Gesamt-) 
Beträge  

 
EUR 

2. Finanzhaushalt 

2.1 
Einzahlungen aus 
laufender 
Verwaltungstätigkeit 13.397.251  -41.943 13.355.308 

2.2 
Auszahlungen aus 
laufender 
Verwaltungstätigkeit -13.007.492 -57.581 0 -13.065.073 

2.3 

Zahlungsmittelüberschuss 
/-bedarf des 
Ergebnishaushalts 
(Saldo aus 2.1 und 2.2) 389.759 0 -99.524 290.235 

2.4 
Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 700.000 0 -350.000 350.000 

2.5 
Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit -2.109.400 -880.500 0 -2.989.900 

2.6 

Veranschlagter 
Finanzierungsmittelüber
schuss 
/-bedarf aus 
Investitionstätigkeit 
(Saldo aus 2.4 und 2.5) -1.409.400 -1.230.500 0 -2.639.900 

2.7 

Veranschlagter 
Finanzierungsmittelübersc
huss 
/–bedarf 
(Saldo aus 2.3 und 2.6) -1.019.641 -1.330.024 0 -2.349.665 

2.8 
Einzahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 750.000 0 0 750.000 

2.9 
Auszahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit -360.806 0 0 -360.806 

2.10 

Veranschlagter 
Finanzierungsmittelüber
schuss 
/-bedarf aus 
Finanzierungstätigkeit 
(Saldo aus 2.8 und 2.9) 389.194 0 0 389.194 

2.11 

Veranschlagte Änderung 
des 
Finanzierungsmittelbest
ands, Saldo des 
Finanzhaushalts 
(Saldo aus 2.7 und 2.10) -630.447 -1.330.024 0 -1.960.471 

 

 
 

    

 

 

 



 
 

Unverändert bleiben 

 

- der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen (§2) 

- der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen (§ 3) 

- die §§ 4 – 7 der Haushaltssatzung vom 07.02.2024 

 

Wilhelmsdorf, den 22.10.2024 

Sandra Flucht, Bürgermeisterin  

 
 
 

Das Landratsamt Ravensburg als Rechtsaufsichtsbehörde hat mit Erlass vom  
05.11.2024 – AZ 022-902.41 die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung mit 
Nachtragshaushaltsplan nicht beanstandet. 
 
Die 1. Nachtragshaushaltssatzung 2024 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Nachtragshaushaltssatzung mit Nachtragshaushaltsplan 2024 wird an 7 Tagen und 
zwar  
 

von Montag   18.11.2024   bis  Dienstag, 26.11.2024 
 
je einschließlich, während der üblichen Dienststunden auf dem Rathaus, Zimmer  34   
( 2. Obergeschoss)  zur Einsichtnahme ausgelegt. 
 
 

Hinweis gem. § 4 Abs. 4  Gemeindeordnung 

 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO)  oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach 
§ 4 Abs. 4 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit 
der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind. 


